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Gruppe 32 Bonn , den 10 . März 1982 

32 - 312 02 - Ro 1/82 
Oor Leiter 

de, Kan-•• ~)1 roe 

1 6. MRZ. 1982 
Uber 

Herrn AL 3 

Her r n Chef BK 1 5, MRI 82 l 
Herrn Bundeskanzler 

nachricht lich : StM, Chef BPA 

(,//.,, 6, ~ l ' /?7,. 

., . \ 6 ' 
..• 

' , 1, . .... 

Bet r .: Gespräch mit de1 Zentralrat deutscher Sinti u nd Roma f 
am Mi t twoch, den , 7. März 1982 1 16 .oo Uhr , Kleiner Kabinett­

saal 

Vorbemerkung : Die Vertreter des Zentralrates legen Wert dar auf, 

ni ls u ner oder LandTahrer, sondern als 

I. Sachverhalt 

/ 1. Die Teilnehmerliste befindet s ich in Fach 1. 

2. Der Gesprächswunsch wird seit 1978 vorgebracht; nach der 

Ube rgabe eines Memorandums am 2. November 1979 i m Bundes­

kanzleramt (an AL 3 ) wurde das Gespräch auch mehrfach für 

d ie Zuk unf t in Aussicht gest ellt . Memorandum i n Fach 2. 

Reaktion Chef BK i n Fach 3. 
Die deutschen S inti und Roma sehen in dem Empfang durch den 

Bundeskanzler e i n historisches Datum i n i h rem Bemühen um 

moralische Wiedergu t machung . 

3. Der lange Weg bis zu dem Gesp r ächstermin beim Bundeskanzler 

hat zwei wesentl iche Gründe : 

a) Der Organisationsgrad der Sinti und Roma war e n tsprechen d 

deren sozi aler Strukturen völ lig unübersicht lich ; es war 

nicht e rkennbar , inwieweit die Wor t führer repräsen tativ 

waren. 

ätestens durch die Grün du ng des Zentralrates 

_/ 
s 

FebrHaf J9ß2 @iP@ § Järung erfolgt. 
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b) Bei e h rlicher Betrachtung waren Bundesregi erung , Parlament 

u nd Länder auf den Inhalt des Memorandums sachlich n icht 

vorbe r eitet . 

4 . I n zwischen haben vielfältige Gespr äche zwischen den Vert r etern 

der Sinti u nd Roma einerse i t s und den Bundesressorts andererse i ts 

(federführend BMJFG , aber s tark beteiligt auch BMI u nd BMBW) 

s tattgef un den , bei den en viele Spannun g en abgebaut und wichtige 

Schritte in Rich tung auf die Erfüllung be r e chtigter Forderungen 

und damit in Rich t ung auf eine bessere Integr ati on getan worden . 

'81<, 
Ein zusammenfassender Vermerk von Frau Hu ber zur Vor ber e itun g 

/ des Gespr äch s is t in Fach ~. 

/ Vermerke z u Einzelfragen finden sich in Fac h 1 1 - 19 
nämlich (d ie Enumerati on entspricht derjeni gen des Memorandums): 

1 . Materielle Wiedergutmachung Fac h 11 

Eine Blockwiedergutma c hu ng scheidet aus un d 
ist auch mit Schreib en Chef BK vom 2.4 .1 980 
a bgel ehnt worden . Zur Erlei chterung i ndividueller 
Wiedergut mac hu ng d i ente d ie Richtlin i e vom 24.3 . 8 1 
f ür die Ver gabe von Mitteln a n Verfolgte nicht­
jüdischer Abstammung zur Abgel tung von Härten 
im Einzel fall . 

2 . Staatsangehörigk e itssituation Fach 12 

Eine Konferenz be i m BMI am 26 . /27.1 1.1980 hat 
e n tscheiden de Erleich ter ungen beschlossen . 

3. Diskrimin ierende Rec hts vorsc h r ift en Fach 13 

Obwohl a lle Behörden Fehlanzeige erst at t et haben 
beabsichtigt BMJFG ents prechendes Forschungsvorh~ben. 

4. Einbeziehu ng der Verfolgung in den Fach 14 
Sc hulun terricht 

BMBW hat Kontakte mit Kul t usministerkonferenz 
e ingeleit et . 

5. Anerkennung als national e Mi nderheit Fach 15 

Rec htliche Voraussetzu ngen feh len. 

6 . Woh nungsprobleme Fach 16 

Zwei Modellversuche von BMBau u nd 
BMJFG laufe n. 

7. Verbesserun g der soz ialen Si tuation Fach 17 
entsprechend den Empfehlungen des 
Eu roparates 
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8. Zulassung auf campiogpJätzeo Fach 18 

Deutscher Städtetag hinsichtlich kommunal er 
und der Fremdenverkehrsverband hinsichtlich 
privater Plätze haben sich auf Intervention 
BMJFG dafür eingesetzt. 

besonders aktuelle Fragen außerhalb des Memorandums : 

9. Pol izeiliche Datenerfassung (Z igeunername)Fach 19 

Offenbar gibt es bei Länderpolizeien (z. B. 
auch Hamburg) immer noch eine besondere 
Erfassung nach "Zigeunernamen". BMI ist 
mit Ländern im Gespräch wegen Änderung. 

5 .. zentrales Anliegen der Sinti und Roma ist jedoch nac h wie 

d ie Frage der Wiedergutmachung. Hie r erwart e n sie sich auch gera 

on dem Gespräch mit dem Bundeskanzler einen Durchbruch. Deshal 

hier der Gesprächsschwerpunkt liegen. 

/ in ausf ermerk zu d iesem Thema ist in Fach 5. 

Den Sinti und Roma geht es dabei weniger um eine materie l le 

Wiedergutmachung (hierzu F~h 11) sondern um eine Form der 1 
moralischen Wi edergutmac hung . Dabei ist der Blick nicht nur 

in die Vergangenheit gerichtet: die moralische Wiedergutmachung 

gilt auch als notwendige Grundlage zur Zurückdrängung aktueller 
und künftiger Diskriminierung. 

Die Sinti und Roma erhoffen von dem Bundeskanzler hierzu in erst er 

Linie eine öffentliche Erklärung zu der rassischen Verfol gung 

der Sinti und Roma. Ei ne solche Erklärung ist in die angeschlossene 

/ Presseerklärung integrier t . (Sie beruht auf e inem Vorschlag BMJFG 
und ist mit AA, BMJ, BMF abgestimmt). 

6. Ein wichtiges weiteres Anliegen im Zusammenhang mit der moralischen 

Wiedergutmachung ist die Idee eines Kulturzentrums für Sinti und 

Roma (in Dachau). 
/ Das Konzept der Sinti und Roma hierzu ist in Fach 6. 
/ Erste Reaktion Chef BK vom 01. 08. 1980 in Fach 7 . 

Obwohl hier schwi erige Finanzierungsfragen entst e hen, beabs i chtj q t 

BMJFG, nach Möglichkeit hilfreich zu sein, da ein derartiges 

Zentrum auch die best e Chance für die Integration der nomadisierenden 

Sinti und Roma bietet. 
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II. Problematik 

Das Haup tprob lem der Behandlung von Fragen der Sinti und Roma 

liegt in dem tiefen subjektiven gegenseiti g e n Miß t rauen, das 

durch über e ine längere Geschichte verfestigte und objektivierte 

unterschiedliche Lebensauffassung genährt wi rd. 

Deshalb reagi e rt der Zentral rat mit ganz besonderer sersibil ität 

a uf (scheinbar) amt liche Äußerungen mit d iskriminierendem Gehalt. 

Beispie lhaft werden immer wi eder Polizei und Presse zitiert . 

/ Beispi e l e in Fach 8. 

Es ist n icht zu übersehen, daß so auch manche Ubersensibilität 

verständlich entstanden ist , mit der e i n l aten tes Minderwertig­

keitsgef ühl kompensiert wird. 

Bei a ller grundsätzlichen Integrati o nsbereitschaft können und 

wollen die Sinti und Roma sich nicht in die normalen gesellschaft­

lichen Strukturen einfügen; täten sie dies , würden sie ihre 

Eigenständigkeit in Anbet r acht ihrer verhältnismäßig geringen Zahl 

(höchstens 50 . 000) und ihres geringen Organisationsgr ades rasch 

verlieren müssen . 

Die meisten Integrationsprobleme (sehr deutlich i m schulischen 

Bereich) bestehen deshalb nicht wegen diskriminierender Gesetze 

sondern eher wegen Fehlens besonderer geset zlicher oder f akti scher 

Angebote an den besonderen Lebensstil. 

Auch in Erkenntnis d i eser P r oblematik stell t der Zen tralrat die 

moralisch-emotionalen Fragen, also insbesondere die moralische 

Wiedergutmachu ng als Ausgangspunkt für einen Abb a u emotional 

bedingter Diskriminierung so sehr in den Vordergrund. Wenn 

geholfe n werden soll, muß hierauf eingegangen werden. 

III . Gesprächsführung 

1. Zu Begi nn oder am Ende könnten Sie Fragen stellen zu der 

frü heren Geschichte der Sinti und Roma, zu ihren e i genen 

kulturel l en Werten und ihrer sprachl ichen Eigenständigkeit. 

/ Siehe hierzu F4,Ch 9. 

Ebenso könnten Sie Fragen zu der Zahl und Organisation der 

Sinti in der Bundesrepublik (Organisation und Mitglieder 

des Zentralrates) stell en. 
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2 . Zu den Gespräch sthemen könnten Si e vorschlagen , in den 

Mittelpunkt die Frage der NS- Verfolgung und i hr er möglichen, 

wenigstens moralischen Wiedergutmachung zu stell en. 

Sie könnten weiter vorschlagen , die verschiedenen weiter en 

Fragen e iner besseren Integration , wie s i e s i ch aus dem 

Memorandum vorn 2. November 1979 ergeben, und von den Bundes­

ressorts bearbeitet werden, nicht im einzel nen zu erör tern , 

sondern nur der Rei he nach kurz anzusprechen, damit Sie sehen, 

wo die besonderen Sorgen der Sinti und Rorna liegen. vorgehen 
gemäß Enumeration i m Memor a ndum . 

3 . Bei der Frage der NS-Verfolgung und i hr e r moralischen Wi eder­

gutmachung könnten Si e e i nleiten, daß Ihnen die schr eckliche 

Geschichte gegenwärtig ist (20.000 deutsche Sinti und hundert­

tausende eu ropäische Rorna ermordet) und Sie gern zur moralischen 
Wiedergutmachung beitrügen. 

Si e könnten dann den Zentral rat seine Vorstellungen über 

eine Erklärung als Geste der Wiedergutma chung und zu e i nem 

Kulturzentrum i ~ Dachau vor tragen l assen und anschließend 

fragen, ob die vorgesehe ne Presseerklä r upg eine solche Geste 
sein könnte. 

IV : Presseerkl ä r ung 

Der Presseerklärung kommt wegen der darin ent hal tenen Geste 

moralischer Wi edergut machung= Erklärung zum Völ kermord besondere 
Bedeutung zu. 

Die Presseer klärung ist insoweit mit P.P., BMJ und BMF abgestimmt . Die 

Aussage ist rein deklaratorisch, die rechtl ichen Voraussetzungen 

hier f ür liegen vor. Rechtsf olgen oder Finanzfol gen e ntstehen da­
durch nicht . 

Der Zentralrat wird drei Ergänzungen fordern: 

1 . Am Ende des 2 . Absatzes : "Der Zentralrat hat dabei erklärt, 

daß für die Sinti und Roma eine Anerkennung als nationale 
l-linderheit notwendig ist ". 

Stellungnahme: Diese Forderung ist unerfül l bar. Wenn der 

Zentralrat a uf d i esen Satz nicht verzichtet , wi rd f olgende 

Ergänzung no t wendig: "Di e Forder ung hält die Bundesregi erung 

f ür unerfüllbar '' 
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2. Der 2. Satz de r Erklärung zur NS-Verfolgung sol l dann 

beginnen : "Mit der Machtergreifung der National sozialisten " 
Stellungnahme: Dies wirft schwi e rige fakti~ he und rechtl i c he 

Fragen auf mit Wirkung im Entschädigungsrecht. Eine derartige 
zei t liche Festlegung muß vermieden werden. 

3 . Am Ende der Erklärung zur NS- Verfolgung: "Wie dem jüdischen 

Volk gegenüber kommt der Bundesrepublik deshal b auch eine 

besondere Verantwortung gegen\iber Sinti und Roma zu " . 

Die se a usdrückliche Parallele sollt e nicht 9ezoqen werden . 

Sie führ t ·scfort zur Frage materieller Wi edergutmachung. 
Problematisch ist auch die vol le Gegenwartsf orm . 

Schließlich ist es nicht angemessen, in e iner Erklärung zu 

Sinti und Roma i mmanent das Ver hältni s zum j üdische n Volk 

zu definieren . Der Zentralrat sollte mit der angebotenen 

Erklärung zufrieden sein können . 

Dr. Melzer 



Fach 1 

Fach 2 

Fach 3 

Fach 4 

Fach 5 

Fach 6 

Fach 7 

Fach 8 

Fach 9 

Fach 1 1 

Fach 12 

Fach 13 

Fach , 14 

Fach 15 

Fach 16 

Fach 17 

Fach 18 
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I n h a 1 t 

Teilnehmer 

Memorandu m der Sinti vom 02. 1 1 . 1979 

Reaktion Chef BK vom 0 1. 04. 1980 

Hauptvermerk BM Huber vom 14 . 01 . 1982 

Th ema Moralische Wiedergutmachung 

Ori enti e rungsr a h men zu einem Kulturzentru m 

Reakt i on Chef BK vom 01. 08. 1980 

Beispiele f ür diskriminierende Äußerungen 

Geschichte der Si nti und Roma 

Materiel l e Wi edergu tmachung 

Staatsangehörigkeit 

Gesetzliche Diskrimi nierung 

Geschich tsunterricht 

Ethni sche Mi nderhe it 

Woh nungsfragen 

Empfehlungen Europarat 

Zutritt zu Campingplätzen 

Zigeunernam~n in Polizeistatistik 
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(ELBA) 
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Teilnehmer 

Zentralrat 

Romani Rose (Vorsitzender) 

Josef Kwiek (Dortmund) 

Ernst Klimt (Hildesheim) 

Oskar Birkenfelder (Freiburg) 

Anton Franz (Mannheim) 

Wallani Georg (Darmstadt) 

Heinz Bamberger (Heidelberg ) 

Egon Siebert (Bayreuth) 

Franz Lehmann (Illingen) 

Fritz Greising (Heidel berg ) 

Bundesregierung 

Bundeskanzler 

PSt von Scheeler 

St FUlgraff 

AL 3 (Dr. Hegelau ) 

GL 32 (Dr. Melzer ) 
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7-l~geu~,~~ ~r& Detiß·~~~~~~~ 
in Auschwit'z vergast- bis heute verfolgt 

Der Holocaust an den Roma (Zigeuner) ist 34 Jahre lang unterschlagen wor­
den. Auschwitz bleibt solange unbewältigt, solange wir uns der Tatsache des 
Völkermordes an wenigstens einer halben MIiiion Roma nicht stellen. Wieder­
gutmachung und Vergangenheitsbewältlgung bleibt unglaubwürdig, solange 
sie nicht auch der Vernichtung der deutschen und europäischen Roma im Drit· 
ten Reich Rechnung trägt. Solange dauern auch Diskriminierung und Rassis-
mus an. Nach wie vor werden deutsche Roma (Sinti) aus unserer Gemeinschaft ) 
ausgeschlossen, werden sie von unseren Campingplätzen verjagt, wird vielen 
von Ihnen die deutsche Staatsbürgerschaft vorenthalten, setzen Behörden das ) 
Recht der Freizügigkeit außer Kraft, werden Roma kriminalisiert, werden Son­
derbestimmungen gegen sie erlassen. 
Das folgende Memorandum an die Bundesregierung soll ein erster Schritt sein, 

diesem Zustand ein Ende zu setzen. 
Wir bitten um Ihre Mithilfe 

und u.m Spenden für unsere Roma-Bürgerrechtsarbelt. 

~e©l~raki e~etr un~ i-{MW©Jl®S)&~tmg ) 

im KZ Bergen-Belsen bei Celle J 
am 27.10. 1979 um 14.30 Uhr 

veranstaltet von der 'GESELLSCHAFT FÜR BEDROHTE VOLKER, Deutsche und 
Osterreichische Sektion' in Zusammenarbeit mit der »ROMA-WELT-UNION« 
(Weltverband der Zigeuner), dem »VERBAND DER SINTI DEUTSCHLANDS« und 

Roma aus dem In- und Ausland. 
Es sprechen vor allem NS-verfolgte Roma aus verschiedenen Ländern und der 

Präsident der ROMA-WELT-UNION. 

Kontakt: Tel. 0551/ 4 68 61 oder 0611/7713 84, 0551/ 4 62 74, 0541/6 36 63. 0551/7 77 08 
Postfach 159, 3400 Göttingen. GfbV/ Gedenkmarsch Bergen Belsen 

- organisieren Sie rechtzeitig Fahrgel)'leinschaften 
- denken Sie an wetterfeste Kleidung für Ende Oktober 
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V E~BANDfS D lEUT$CG"";HE!R S~!i'~.,~"~ a~ ~~e 
Bunidesreg~errung Uild ~ae Reggerrur.ige::~ (?er t ä~i~eii" 

Vorgelegt von der 'Gesellschaft für bedrohte Völker' 
Wenigstens eine halbe Million europäischer Roma fielen der Rassenpolitik des Dritten Reiches 
zum Opfer. Sie sind in den Konzentrationslagern verhungert, wurden vergast oder erschossen. 
Zehntausende starben auch durch Deportationen oder die Erschießungskommandos au·ßerhalb 
der Konzentrationslager in vielen Teilen des nationalsozialistisch besetzten Europa. 

Dieser Völkermord ·ist auch 34 Jahre nach Kriegsende in der deutschen Öffentlichkeit weitge­
hend unbekannt geblieben. Die Roma verfügen über keine nationale und internationale Lobby, 
die die Bekanntmachung und die Verurteilung dieses Völkermordes und eine glaubwürdige Wie­
dergutmachung durchsetzen konnte. Niemals hat eine deutsche Bundesregierung - von Ade­
nauer bis Schmidt-:- die Nazi-Verbrechen an den Roma öffentl ich bekanntgemacht und bedau­
ert. 

c· 
Die Diskriminierung der deutschen und nach Deutschland geflüchteten Roma aus Osteuropa 

fand aber auch nach 1945 in der Bundesrepublik kein Ende. Die Arbeit der in Bayern wirkenden, 
bei der Bayerischen Kriminalpolizei eingerichteten 'Landfahrerzentrale', die (in der Nachfolge zur 
NS-Zigeunerzentrale) persönliche Daten deutscher Roma sammelte und 1970 angeblich aufge­
löst wurde, stellte ebenso eine Verletzung des Grundgesetzes dar, wie die Bayerische Landfahre­
rordnung von 1953. 0 

Der deutsche Bundesgerichtshof erklärte 1956 die Zigeunerverfolgung zwischen 1933 und 1943 
für nicht rassistisch , sondern für kriminalpräventiv, und behinderte so jahrelang eine angemesse­
ne Wiedergutmachung. Ungezählten deutschen Zigeunern, deren Familien z.T. seit Jahrhunder­
ten in Deutschland ansässig sind, wurde die deutsche Staatsbürgerschaft von deutschen Behör­
den nach 1945 entzogen. Deutsche Roma mußten auch nach 1945 zahlreiche Diskriminierungen 
durch Presse, Behörden. Stadtverwaltungen und die Justiz erfahren. 

Wir halten deshalb folgende Schritte in der Bundesrepublik Deutschland für erforderlich; 

1. Stellvertretend für die Bundesrepublik Deu1schland muß.die Bundesregierung eine Erklärung 
abgeben, die den Tatbestand des Völkermords, begangen vom Dritten Reich an den europäi­
schen Roma, anerkennt. Die Bundesregierung muß sich verpflichten, eine besondere Verant­
wortung für den überlebenden Teil des Romavolkes zu übernehmen, wie sie auch die beson­
dere Beziehung zum jüdischen Volk anerkannt hat. Analog zur materiellen Wiedergutma­
chung am jüdischen Volk, die neben der individuellen Wiedergutmachung eine Blockent­-~ 
schädigung an den Staat Israel vorsah, muß auch den europäischen Roma eine l;Jlockrepara­1..... 
tion geleistet werden. In Übereinstimmung mit der Romabeweg"ung muß ein Wiedergutma­
chungsfond eingerichtet werden, der von internationalen, unabhängigen, angesehenen Per­C sönlichkeiten in Zusammenarbeit mit Vertretern der Roma-Welt-Union kontrolliert w ird. 

Der Vizepräsident des Internationalen Gerichtshofes in Den Haag, Dr. Nagendra Singh, hat 
sich bereit erklärt, einem Treuhänderrat vorzustehen, der diese Reparation für die junge euro­
päische Roma-Generation verwaltet. Die Roma-Welt-Union hat eine Kommission für REipara-

Aufforderung zur Unterstützung 
W ir billen Personen. Gruppen, Komitees, Zeitschriften, Vereine, Org.anisationen, Verbände und Bürgerinitiativen d ieses 
Memorandum zu unterstüt2en. (Unterschriften an: Gesellschaft für bedrohte Völker; Postfach 159: 3400 Göttingen). Wer 
bereit Ist, diese Unterschrift auch öffentlich :z:u dokumentie ren, beteiligt sich an den Kosten durch Überweisung von DM 
20.- (Einzefpersonen und Aktionsgruppen) beziehungsweise von DM 40,- (lnstitutlonen, Verbände. Organisationen) auf 
das Konto 297 793-207, Postscheckamt Hamburg. Das Memorandum an die Bundesregierung wird per Anzeige in einer. 
naeh Möglichkeit mehreren überregionalen Zeitungen veröffentlicht; Anfang November wird es mit allen Unterschriften 
durch Vertreter der ROMA-WELT„UNION und ~er Gesellschaft für bedrohte Völker der Bundesregierung übergeben wer­
d~. 

~ Zusätzllehe Spenden zur Deckung der Unkosten der Gesamtkampagne erbitten wir auf das Postscheckkonto Hamburg 
297 293-207/Kennwort 'Memorandum·. S ie können a uch Ihren UnterschdflenOOitra9 mit einer Spende zusammen über­
weisen. (Steuerabzugsfähige Spendenquittungen werden von der GfbV ausgestellt). 
Plakate und Musterflugblatt ~önnen gegen Unkostenbeitrag angefordert werden. 

Ich (wir) unterstOtze(n) das M emorandum: 

• 
Name ................. ·-···-·····-·········· .. · .. ········-·-············ .. ·····-.. - ·-·············00

••••••••• . ................ --········· .. .............. ··-·· 

Adresse ··-·-····· ............................. --·······"·············- -·············· ......................................................... - ............ . 

Unterschrift ................................. _ ...................... _,, .. __ . ............................ - .. ·- -·····~·-.. ····-····-············ .......... - .... . 



tionen gebildet, zu deren Vorsitzenden das Präsidiumsmitglied Sait Balic, Nis/Jugoslaw,en 
gewählt wurde. Dieser Fonds soll der nachwachsenden Romageneration zug11te kommen, die 
zu der wohl unterprivilegiertesten europäischen Volksgruppe überhaupt gehört. Angesichts 
der bisherigen, weitgehend wider die Gutmachung gerichteten „wiedergutmachungspolitik• 
müssen die abgelaufenen Anspruchsfristen für individuelle Wiedergutmachung ausge.setzt, 
und die noch lebenden Roma-NS-Opfer endlich ihrem Schicksal angemessen entschädigt 
werden. 

2. Die Bundesregierung soll sofort eine Kommission einsetzen, die die Staatsangehörigkeitssi­
tuation der in der Bundesrepublik lebenden Roma überprüft, damit Schritte eingeleitet wer­
den, daß deutsche Roma, denen das Dritte Reich oder die Bundesregierung die Staatsange­
hörig~eit entzog, diese umgehend zurückerhalten können. Die Bundesregierung wird aufge­
fordert, seit längerem in der Bundesrepublik lebenden oder nach dem Krieg in die Bundesre­
publik geflüchteten osteuropäischen Roma, die deutscne Staatsangehörigkeit zu gewähren. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, Bundes- und Landesgesetze sowie Gemeindever­
ordnungen nach Bestimmungen zu untersuchen. die Roma diskriminieren. Die Bundesregie­
rung wird aufgefordert, die Tätigkeit der angeblich 1970 geschlossenen bayerischen 'Land­
fahrerzentrale', die bei den Landesentschädigungsämtern negativen Einfluß auf Wiedergut­
machungsverfahren genommen hat, aufzudecken sowie etwaige Verbindungen zu entspre­
chenden Stellen der NS- und Weimarer Zeit zu enthüllen und deren gesammelte Akten ins 
Bundesarchiv nach Koblenz zu überführen. · 

4. Die Bundesregierung und die Länder sollen dafür sorgen, daß die Vernichtung der europäi­
schen Roma als Thema in den Geschichtsunterricht einbezogen wird und die Erforschung 
des Sctlicl<Sals der Roma In der NS-Zeit gefördert wird. 

5. Die Bundesregierung und die Länder sollen Zusammenschlüsse und kulturelle Aktivitäten 
deutscher Sinti und Roma als ethnische Minderheit mit eigener Sprache, Kultur und Tradition ) 
fördern und die Sinti und Roma als seit Jahrhunderten In Deutschland lebende Volksgruppe 
anerkennen. Diese Anerkennung würde keine Sonderstellung begründen, sondern wie im 
Falle der Anerkennung der dänischen Minderheit in Südschleswig einer Volksgruppe Mög­
lichkeiten gewähren, die die deutsche Mehrheitsbevölkerung als Selbstverständlichkeit ge­
nießt. 

6. Schließlich soll die Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern ein Wohnungsbaupro­
gramm für bedürftige deutsche Roma finanzieren, das sich in Absprache mit ihnen an ihren 
ku lturellen Traditi1men orientiert. Derartige Programme sollten einerseits keinen Ghettocha­
rakter haben, andererseits das Bedürfnis der Sinti und Roma auf Kommunikation respektie­
ren. 

7. Schließlich soll die Bundesrepublik Deutschland endlich die Empfehlungen des Europarates 
für die •Zigeuner und andere Nomaden• aus dem Jahre 1969 verwirklichen: .) a) die Verunglimpfung der Roma in der Verwaltungspraxis abzuschaffen, 
b) die erforderlichen Wohnwagenplätze, ausgestattet mit sanitären Anlagen und Gemein­

schaftseinrichtungen für Roma zu schaffen, ) 
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c) Schulmöglichkeiten zu schaffen, die der Lebensweise nomadisierender Roma angemes-
sen sind, · 

d) Berufsausbildungsmöglichkeiten zu schaffen, 
e) Organe einzurichten, in denen neben Vertretern der Regierung Vertreter der nomadisie­

renden Roma sitzen, die an der Vorbereitung von Maßnahmen zur Verbesserung ihrer La­
ge beteiligt sind, 

f) Gesetze so zu ergänzen, daß Fahrende die gleiche soziale Sicherheit und Gesundheitsfür­
sorge wie Ansässige erhalten. 

8. Die Bundesregierung und die Länder sollen dafür sorgen, daß deutsche und europäische Ro­
ma auf deutschen Camplngpfätzen Zutritt haben und·der weithin praktizierte Rassismus, Ro­
ma den Zutritt zu Campingplätzen zu verwehren, ein Ende findet. 

9. In allen Ausschüssen und Institutionen, in denen Entscheidungen über Roma getroffen wer­
den, sollen Angehörige dieser Volksgruppe paritätisch beteiligt sein. 

10. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird aufgefordert, Sprecher der Roma-Welt-
Unlon zu einem Gespräch in Bonn zu empfangen. 

Füt die WeH·Rom•UnJon (W.ttvetba.ncl der ZlgeU!lß): 
Or. Jan Cibula, Scnwtlz (Pri$id9f'l0, Prof. Saip Jusuf, Jugo&lawien (Vlz.e Präsident), John Tene. USA CVite Pri&tdent), W.R. 
Rishi, Indien (Vize Präs.), Juan Ramlrez, Spal'lien (Vlu Präs.). Mtnyhtrt u~toa, Ungarn (Vize Präs.), Saft Balle, Jugosla~ 
wien (Ptas. de, AeptrotionsJ!OmmiAion), Mohamm.ad Ch.t!b, Pakistan (Prisldlums·Milglifd}. Ranjit Naik. Indien (Präs. 
Mitgl.). Stefan Kwiek. Schweden (Prb. Mitglied), Gtattan Puxon, JU90$lawien {Generalsekretär), Agnes Vra.nckx. Selgltn 
(Stellv, Genttalsokretitin) , 
FGr den V1t'band Dettt•che, Sind: 
Vinzenz Rose (Prts.iden1), Anton Kut1ef'le;r, Karlsruhe. Klaus Nott>ert Herzog. NeuS1adl. Romani Rose. Pla.nkstac:11 
Für Comlt4, Nr ZJofuner. 

0 
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Für die G•Hllacftlitt fG.r bedtOhte V6lker. 
Sc:hlrmhef~kreis; Ca.rl Arnery. München: Pater Adriano Bonfantl, VOt"Ona: 'Prof. St~ley Oiamond, New York: Prof. He4-
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bischof Kurt Scharl. Berlin: Pro f. Kart Schlesier, Wichita/l<ansas: GorcUan Troe,ller, Hamburg; Prof. em$t Tugendha1. 
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für den Vorstand: wemer Aron. Cl,us Biegert. Roland Epper. Hefke Franke. Nina GJa(litz. Fritz Gieussing, Dr. Volker 
Harms, Karin Harms-Saltter. Klemens Ludwig, Dr. ,,,_ K6hltr. Or. med, Paul Ponath, Gen Schwab,Astrld Stegerrnann, u,~ 
-~ la Stoek.m.ann, Al,txanc:f(I< Stsrnberg•$poh1, Edgar WUpper, Miriam Wteg-4e. Maria Vaughn, Tiknan Zülch 
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ZU den ••••n Untenelchnem gehören u.e,; · 
Prof. Wolfgang Abendroth, Wolf Ble-nnann, KAtota Bloch. H4,int ß.fandt, Or. Andreas Bu.ro, Pete, 0 . Chotjewltz, Ptarre, 
Wemer Dlet!amm., Walle, und Marianne Oirb, Ingeborg Drewitz. Dr. Henning Eichberg , Bern! Engelmam. Prof. K. Fiecht­
heim, Birgit Geis:sler, 8'igitte GoUwitzet, Pro,. HelmU1 GOltwitier, Dr. Thomas H.ausct'!lkt Or. Otto Jacooi, JO<g R. Mtnke. 
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schung:, Deutsche Gesellsd'laft tOr sozlaJe Psyehiatrie. 
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DER CHEF 

S300 BONN 1, DEN A t April 1980 
DES BUNDESKANZLERAMTES POSTFACH 

FERNRUF l<> .. 
ODER l6I (VERMITit.UNG) 

I'IER OIEF DES BU~ZL-Ut.AMTES POSTFACH SJOO BONN 1 

An den 
Präsidenten des Verbandes der Sinti Deutschlands 
Herrn Vinzenz Rose 

Rosenstraße 3 

7570 Baden-Baden 21 ,. .J 

An den 
Präsidenten der Roma-Welt-Union 
Herrn Dr . Ja~ Cibula 
Sandcainstraße 4 ( 
Ch-3007 Bern 
Schweiz 

l\.n den Bundesvorstand der Gesellschaft 
für bedrohte Völker 
Postfach 159 

3400 Göttingen 

Sehr geehrte Herren, 

das am 2. November 1979 von einer Delegation des Verbandes 

der Sinti Deutschlo•ids, . der Roma-Wel t-Union und der Gesell­
schaft für bedroht e Völker im Bundeskanzler~~t übergebene 

~ Memorandum ist von den zuständigen Bundesministerien ein­

gehend gep~üft worden. Dabei wurde von folgenden Grund­
positionen der Bundesregierung ausgegangen: 

1 . Den Sini::i und Roma ist di1rch die NS-Diktatur aus rassischen 
Gründen sch~,eres Unrecht :.ugefi.:.gt worden. 

2 . Sinti und Roma haben nach Maßgabe der einschlägigen 

Bundesgesetz<." i;..,spruch auf Wiedergutmachi.:ng. 

3. Si:,ti und Roma haben darüber. hinaus Anspruch auf Gleic!>.­
behandlung im Rahmen der Verfassungs- und Rechtsordnung 

der Bundesrepubl i k . 

. . . 

http:ugefi.:.gt
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,. 
Die Prüfung der Bundesministerien konzentrierte sich - ent­

/ sprechend der Zuständi gkeitsverteilung zwischen Bund und 

Ländern - auf Jas Wiedergut:na.chu.igs- .und Staatsangehörigkeits­

recht . Sie führte zu dem Er~r,!bnis, daß in diesen Bereichen 

Diskriminierungen der Sinti und Roma nicht festgestellt werden 

können. 

Nach den Vorschriften .des Bundesi>.ntschädigungsgesetzes unci 

bei der Dw::chführung dieses Gesetzes wurden Sinti und Roma 

wie andere rassisch Verfolgte behandelt . Die für Sinti und 

Roma nachtei1.igen Auswirkungen der Rechts-;:rechung des Bundes­

gerichtshofs in den Jahren zwischen 1956 und 1963 wurden duz:-ch 

Artikel IV Nr. 1 Abs. 2 des Bundesentschädigungs-Schlußgesetzes 

vom 14. September 1965 beseitigt. Danach war über Entschädigungs­

anträge neu zu entscheiden, die mit der Begründung abgelehnt 

worden waren, daß für Sinti und Roma f~r die Zeit bis zum 

1. März 191\3, d. h . bis zu.,-n sogenannten Auschwitz-Erlaß Hir..mlers, 

die anspruchsbegründende Voraussetzung der rassischen Verfolgung 
nicht gegeben s~i. 

Es ist allerGings nicht auszuschließen, daß nicht alle ver­

folgten Sinti und Roma in den Genuß der ihnen zustehenden 

Entschädigungsleistungen geko!!lrnen sind. Die Ursachen hier­

für li,,gen aber r.icht in diskriminierenden Handlungen staat­

licher Organe, sondern sind in dem Verhalten oder cien Lebens­

umständen einzelner Verfolgter zu suchen. Solche Fälle gibt 

es auch i.n anderen seinerzeit verfolgten Gruppen . Abhilfe könnte 

nur im Rahmen einer für alle Verfolgten geltenden allgemeinen 
Härteregelung gefunden werden. 

Der Forderung der Sinti und Roma nach kollektiver Wieder­

gutmachung kann von der Bundesregierung nicht ent~procten 

werden. Si.e wi ~.erspricht dem auf indivicit.elle Entschädigung 

,· 
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gerichteten Wiedergutrnachungsrech~ des Bundes. Die 1952 

1n Israel und die Claims Conference geleistete einmalige 

Globalentschädigung ergab sich aus der besonderen Lage der 

seinerzeit aus Osteuropa vertriebenen Juden und war für deren 

staF-~liche Wiedereingliederung in Israel oder anderen Staaten 
bestimmt. Eine dieser Lage vergleichbare Situation ist bei 

S~nti und Roma nicht gegeben. 

Auch i m Staatsangehörigk~~tsrecht bestehPn keine Vorschriften, 

durch d i.e Sinti und Roma benachteiligt oder d iskriminiert 

werden . Durch die von Bund und Ländern getroffenen Maß~ahmen ist 

die Si i:uction der Sint i und Roma i m Staa·.:.sangehörigkei tsrecht in 
gleichem Maße wie bei ander en NS-verfolgten Gruppen verbessert 

worden (vgl. Artikel 11 6 Abs . 2 des Grundgeset~es, § 12 dP.s Ge-· 

~ setzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
.22 . F<?bruar 1955 sowie das Gesetz zur Vermi nderung von Staaten­

losigkeit vom 29 . Juni 1 977) . Dadurch wurde, soweit Sinti und 

Roma durch Ausbürgerungsmaßnahmen des NS-Regimes betroffen 

waren,ei ne umfassende Wiedergutmachung bewirk~. 

Der Bundesregierung sind auch keine Anhaltspunktedafür be­
kannt, dc:ß Sinti und Ro;na von den für d i e Durchführung des 

Staatsangehörigkeitsrechts ztiständigen Landesbehör den im 2in­

zelfal l aus rassi schen oder anderen Gründen diskriminiert wor­

den s i nd. In Verfahren zur Feststellung der StaatsangeJ,örigkeii.: 
mag es allerdings in Einzelfällen Härte n zu Lasten von Sinti 

und Roma gegeben haben, wenn sie aufgrund ihrer. persönlichen 

~ Lebensums tände den Nachwei s der deutschen Staatsangehörig;.;eit 

n icht e r bringen konnten . Entsprechendes kann für Einbürgerurigs­
verfqhre n g3lten . Die Bundesregierung ist berei t , über ~ie 

Konferenz der Innenminister der Länder auf _eine ·Uberprüfung 

solcher Fäll e hinzuwirken, wenn ihr konkrete Angaben ge::1acht 
werden . 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß Sinti und Roma i n 

der Bundesrepublik im Rahmen der geltenden Gesetze e i n eigen­

verantwortliches Leben frei von Benachtei ligung und Disk•·j.mi·· 

nierung führen '.,önnen. Si<? ist deswege n auch außar.l-:a l b 
des Bereichs der Staatsangehör1.gkeit bereit , in begründ.:-

t ... :i. Einze lfällen auf eine Uberprüfung und Beseitigung von Diskrimi-

... 
-· ~· -· ......... ·~·· ., ........ '"' ...... ,__ . ~· ~-· . . 
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nierungen im Rahmen der ge~.tende n Zuständigkeitsrege lungen 
hinzuwirken. 

Vorstehe nde Stellungnahme mußte angesichts der klaren Rechts­

lage hinter den Vorstellungen und Erwartungen der Sinti und 

Roma zurückbleiben. Dennoch hoffe ich, daß Sie de n guten Willen 

der B,mde sregierung erke::inen und anerkennen, den Sinti und Ro,,1a 

in dar Bun..:;esrepublik im Rahme;1 des Möglicher, zu he lfen. Die 

Bunc.esregierung hat diesen guten Willen in der Vergangenheit 

mehrfach pewiesen . Als Bei spiel möchte ich auf das Wohnungs·· 

L . baumodellvorhabe n E'reiburg-Weingarten verweisen. Hier hat de r 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen ui:id Städtebau zusammen. 

mit der Stadt Freiburg gezeigt, wie mit gutem Willen und c:er 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit Möglichkeiten zu weitgehender 

sozialer Integration der Sinti und Roma bei gleichzeitiger Er­

haltung .ihrer. ethnischen und k1.üturellen Identität geschaffen 

werden können. Ich hof fe, daß dieses Proje~t für das Leben der 

Sinti und f<oma in der Bundesrepul::iik Deutschland zukunftswei send 
sein wird. 

Abschließend möchte ich bemerken, daß die .i.n dem Memoranc\lm 

angesprochenen weiteren Fragen von den zuständigen Bundes.:. 

ministerien weiter geprüft werden und daß beabsicht igt ist , 

mit de:~ zuständigen Landesbehörden Konta!<t aufzunehmen. Der 

Bundesminister für Jugt::nd, Familie und Gesundheit. wird die 

Arbeiten koordinieren . Demgemäß sollten alle Mitteilur-3en 

über Ei nzel fälle an den Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit gerichtet werden·. 

Mit freundlichen Grüßen 

. (Dr. Schi.iler) 
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DER BUNDESMINISTER 
FÜR 5300 Bonn 2. den 14 . Jan . 1982 

JUGEND, FAMILIE UND GESUNDHEiT 

/' ' 

522 - 3270 - 7 

An den 
Chef des Bundeskanzler-
amtes 1 
Postfach 
5300 Bonn 1 

nachrichtlich: 

., ,. ·'.· 
i ., . . :::.-

,. ' . . J·.· : _
A 

_ .• 1 
! I · · <'°- ,. 
· ~'57, ·, ~-
... ,_::;;' ;<if;t~: -··· .. ·-~, .. 

Bundesminist er des Innern 

Bundesminister der Justiz 

Bundesminist er der Finanzen 

Bundesminister für Arbeit und 
Sozial or dnung 

Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

Bundesmi nist er für Bildung und 
Wissenschaft 

1t (02 281 338 - oder 338-1 

( 8 un ct, .. -s ( c> ,~z ,,_;:::;~;-;i-. 

lG... 1Z· 1 

-·· · ... ·· ·--::.::...., 

~, I 1 /..,~ tJV i,(.tA, 7 ~ 
,,,,.,..,-,, i a.... ~~ ,,._ - · ~/ 

~rvo,,· --!atv.-: 1 ,.., • 
5300 Bonn 2 !l. JAN. 198t;-J.. 

·' 

Betr.: Vor bereitung eines Gesnrächs des Herrn Bundeskanzler 
mi t Vertretern der Sinti und Roma 

Bezuv, : I hr Schr ei ben vom 04 . August 1981 
Weiteres Schreiben vom 24 . November 1981 

Sehr geehrter Herr Lahnstein , 

a l s Anlage erhalten Sie di_e Antwor ten auf die in Ihrem 
Schreiben vom 04 . August 1981 gestellten Fragen . In die 
·Beantwortung sind einbezogen die Ergebnisse des Gesprächs, 
das Staatssekretär Prof . Dr . Fülgraff am 27 . November 1981 

mit Vertretern der Sinti und Roma geführt hat . 

In diesem Gespräch sind die Vorwürfe und Probl eme , die in 
der Vergangenheit die Zusal!II!lenarbeit der Sinti und Roma mit 

Hauptgebaude Postfach Telex 
l(ennedyallee 106· 107 200490 885 517 
Bonn 2 l8ad Godesberg) 885 •3 ? 
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meinem l1inisterium erschwert haben, angesprochen und geklärt 
worden, so daß jetzt der Weg zu einer vertrauensvollen 
ZusalllJ'!lenarbeit mit den Vertretern der Sinti und Roma ge­
ebnet ist. 

Mi t freundlichen Grüßen 

Antje Huber 



Anlage zum Schreiben vom 1~. 01 . 1982 

DBMJFG 5300 Bonn 2, den 14 . Jan . 1982 

522 3270 - 1 

I . 
Was ist von Seiten der Bundesregierung bislang zur 
Erfüllung von Sinti- Forderungen geschehen und 

was sollte bezüglich der noch offenstehenden Forderungen 

in Zukunft geschehen? 

Die Sinti-Forderungen sind u . a . konkretisiert im Me~orandum 
des Verbandes Deutscheri Sinti e . V. an die Bundes:::-efit?!rut!:_;; 

~.u
• .l 

·' an c.·1.· 0 "!') ..... r:;--i ...... ·- u~<-0 n c.· 0 - r.:-ir,.4~r · ' c.'o"l"""" ..;)-.... ..;nu· \ :?Ul'(l a.~ :. ....... ~ .... :..> ... ·'" ·J-·· ....... _.__.._i.... .... _ ... - ._. __ "i c, ... U 

;;;a9fehlungen des Europarates von 1969 für Ziseuner und 

andere Nonaden einbezogen . 

1. Forderung: 
Anerkennung des Völ kermordes an europäischen Sinti 
und Roma im Dritten Reich 

1 . 1 Für die Vertreter der Sinti und Roma hat die Anerkennung 
des Völkermordes einen hohen politischen. und moralischen 

Stellen1-1ert . 

In dem Antwortschreiben vom 02 .04 . 1980 des Chefs des 
Bundeskanzleramtes auf das Memorandum ist hierzu ausge­

führt : 
"Deo Sinti und Roma ist durch die NS-Diktatur aus 
rassischen Gründen schweres Unrecht zugefügt worden". 

Damit ist jedoch der Tatbestand des Völkermorde~ nicht 
ausdrücklich anerkannt worden . Die Sinti und Roma er­
warten nach wie vor hierzu eine ausdrückl iche Erklärung 
(Schreiben des Verbandes Deutscher Sinti e . V. vom 
9 . Juni 1981 an Herrn Bundeskanzler und Vermerk über den 
Besuch von Sinti- und Roma-Vertretern bei Herrn Bundes­
präsidenten Carstens am 05 . 1'1.1981). 

. .. 
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1 . 2 Der Bundeskanzler könnte anläßlich des Gesprächs mit 
Vertret·ern der Sinti und Ror:ta eine Erklärung zum Völker­
mord abgeben . 

Welch hohen Stell enwert die entsprechende Forderung hat, 
läßt sich daran erkennen , daß sie anläßlich des Besuchs 
von Vertretern der Sinti bei Herrn Bundespräsidenten wieder 
an erster Stelle genannt worden ist . Angesichts von 20 . 000 
durch die Nazis ermordeten Sinti - zwei Drittel der vom 
~TS- Rassenhygiene-Insti tut "klassifizierten" deutschen 
Zigeuner - und hunderttausenden von ermordeten europäischen 
Ror.ia befürworte ich sowohl aus r:ioralischen a l s auch 
Jolitischen Gründen die A~sabe einer ErklKru~g zur An­
e r tennuns des Tatbestandes des Völkermordes . 

Der Bundes::1inister der Justiz hat aus rechtl i.cher Sicht 
keine Bedenken gegen die Abgabe einer solchen Erklärung, 
da di e Tatsache der rassischen Verfolgung der Sinti und 
Roma vom Bundesgesetzgeber bereits anerkannt worden ist 
(Art . IV Nr . 1 Abs. 1 der BEG - Schlu3gesetz vom -'iL:. . O'?, . ' I }65 ; 

BGBl. I S . 13/5/1335) . 

Die Erklärung könnte fo l genden Inhalt haben: 

Sinti und Ro::ia ist durch die ITS- Di:ctatur schHeres 
Unrecht zugefügt worden . Sie wurden aus rassischen 
Gründen verfolgt . Viele von ihnen wurden ermordet . 
Diese Verbrechen haben den Tatbestand des Völkermordes 

erfüllt . 

Diese Erklärung könnte mit einem Hinweis auf das Gespräch 

i m Bulletin abgedruckt werden . 
Da eine große Anfrage der SPD-Frakt ion zu den Problemen 
der Sinti und Roma für 1982 gepl ant ist ,könnte auch in 
Erwägung gezogen werden, die vorgeschlagene Erklärung in 
diesem Zusammenhang vor dem Deutschen Bundestag abzugeben • 

. . . 
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2. Forderung : 
Individuel le Wiedergutmachung für Sinti- und Romaonfer 
der NS-Gewal therrschaft und Forderung nach einem 
internationalen Fonds für europäische Roma . 

2 . 1 Es i st nicht feststellbar, in welchem Umfang Sinti und 
Roma nach dem Krieg Entschädigungs- und Wiedergut machungs­
anspriiche zuerkannt worden s ind. Es muß aber angenolDl!len 
werden, daß Sinti und Roma in der Praxis sehr benach­
teiligt worden sind . So hat der Bundesgericht shof bis 
1963 an einer Rechtsprechung festgehalten , wonach Zigeuner 
bis 1943 überwiegend aus kriminalpräveo.tiven (!) und nicht 
aus ras s i s t ischen Gr :.inden ver foli;t worden sein so llen . 

1Ans:_:,r liche s i:1d bi s dahin gene r e ll abgel e hnt :1ordcc „ Abe r 
auch spüter i st e s vie len Si ntis s c ~we::-gefal le!1/ i hr e 

Ansprüche zu r ealisieren . 

Von der Bundesr egierung ist deshalb am 24 . 03 . 1981 eine 
Richt l inie f ür die Vergabe von Mitteln an Verfolgt e nicht ­
jüdischer Abstammung zur Abgeltung von Härten in Einzel­

fällen beschlossen worden . 
Nach tlaßgabe dieser Richt lini en dürfen zur .:..bgeltuog von 
Hä rten in Einzel fällen Beihilfen an Opfer gelei stet werden, 
die aus formellen Gründen keine Entschädigungsleistungen 
erhal t en können (z.B. Fristablauf), wenn sie durch 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen erhebl iche Gesund­
heitsschäden erlitten haben und sich in einer besonderen 

Not l age befinden . 

Bei den wesentlichen Einschränkungen, die diese Richtlinie 
enthält, kann sie für die Wiedergutmachung an Sinti und 
Roma kaum große Bedeutung erlangen . So wird z . B. die Zwangs­
sterilisation nicht als "erhebl icher Gesundheitsschaden" 

anerkannt. 

Blockwiedergutmachung ist von der Bundesregierung mit 
Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 02 . 04 . 1980 
und 01 . 08 . 1980 an die Verbände abgelehnt worden • 
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Die SP})-ad-!::.oc-Arbeitsgru::r;ie "La,;e und Forderunge::i der 
Sinti in der Bundesreuublik Deutschland", die diese 
Forderung anfangs unterstützt hatte, hat diese später 
zugunsten eines Dis?ositionsfonds für zus~tzliche 
indi:viduelle Wiedergutmachu::ig fallengelasseP- . 

2 . 2 Die versäumte individuelle Wiedergutmachung läßt sich 
in der Mehrzahl der Fälle nicht nachholen . 

Überhaupt scheint eine Lösung im Rahmen materieller 
Wiedergutoachung wenig sinnvoll . 

Das U-::recht, C.as de::. Si~ti i~ss~sa::rt z·,,,.1.5ef:l:;t r.;.:>rdz~ is"':, 

und die besondere soziale Lage, in der sich viele von 
ihnen befinden, macht aber ,.,iirksamere Hilfe und Unt er­
stützung als oisher dringend not'1endig . Deshalb sollte 
nach Wegen dafür gesucht werden . 

Weil es sich um eine relativ kleine Gruppe handelt, die 
' gegen massive Vorurteile ankämpfen muß, lassen sich wirk-

same Hilfen nur realisieren, wenn sie möglichst an einer 
Stelle konzentriert werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, liegt es nahe, die Forderung 
nach Errichtung eines Kulturzentruos aufzugreifen,um von 
dort aus auch die soziale Integration der Sinti und :::?.o;:1?, 

z1,;. fördern . 

3. Forderung: 
Errichtung eines Kulturzentrums in Dachau 

Diese Forderung ist konkretisiert und pr~zisiert im 
Schreiben des Verbandes Deutscher Sinti e.V. vom 02 . Juni 19ff; 
an Herrn Bundeskanzler, dem ein Orientierungsrahmen für 
dieses Kulturzentrum beigefügt ist . 
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Danach soll das Kulturzentru!!l aufsesliedert \·:erden i:1 
einen Akademieteil, ein Dokumentationszentrum und eine 

Begegnungsstätte . 

In der Akademie sollen musisch- künstl erisch begabte 
Sint i gefördert werden , zu Journalisten und Autoren 
in Romanes ausgebildet werden sowie Kenntnisse in 
Rechts- und Sozialfragen erlange~ um für Sinti und 
Roma beratend t ätig zu werden oder die ~ualifikation. zum 
Eintritt in den öffentlichen Dienst zu erlangen. 
Im Dokumentations- Zentrua soll die Erforschung der ge­
schichtlichen Ent1·1icklung einschließlich des Holocaust 
an Sinti u:1.d J'J::,.a ~n der HB- Zeit, die kulturellen ~:!e1„te 

und die Zrhal tu.ns der SprD.che se förC.-ert · .. :e;;C..e~ . ; 

In der Begegnungsstätte soll durch Se~inare nit' Behörden­
vertretern besonders aus dem Sozial- Ur!d Polizei.bereich 
so1·1ie .nit Lehrern und kirchlichen Vertretern ein. besset'es 
Verständnis für die Kultur , Mentalität und Lebensgewohn­
heiten der Sinti erreicht werden . 
Träger des Kulturzentr u~s soll nach Vorstellung des 

' Verbandes Deutscher Sinti ein "Gremium" sein, in dem Ver-
treter des Bundes , des Landes Bayern und der Kird1e11 ver­
treten sind . Die Finanzierung sollen der. Bund non. das 

Land Bayern überneh:nen . 
Prof . Dr . Schmidt-Scherzer und Dr . Hundsalz haben ein 

Gutachten über das geplante Kulturzentrum abgegeben . Darin 
heißt es: "Ein Kulturzentru..r;i , in. dem u .a. das teilweise ver­
schütte alt e Brauchtum der Sint i und Ro!:la gepflegt wird, 
könnte daher den Zigeunern eine Stärkun5 ihrer Identitüt und 
eine bessere 0rientierung in ihrer Kul t en bedeuten und danit 
zu einem er'l::öhtem Selbstverständnis und Sel bstbewußtsein 
beitragen!' 

3 . 1 Der Chef des BK hat in seinem Antwortschreiben vom 01 . 08 . 1980 

mitgeteilt, daß die Bundesressorts zu gegebener Zeit prüfen 
werden, ob und unter welchen Gesichtspunkten Hilfen des 
Bundes f ür ein Kulturzentrum in Betracht kommen können • 

. . . 
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Die ad-hoc-Arbeitsgru9pe der SPD "Lage und Forderungen 
der Sinti '' hat der SPD-Bundestagsfraktion und den SPD­
Landtagsfraktionen geraten, die Forderung der Sinti­
Verbände nach Schaffung eines oder mehrerer Kultur-
und Dokumentationszentren über die Geschichte der Sinti 
und zur Pflege ihrer Kultur zu unterstützen. 

? · 2 Die Forderung nach Errichtung eines Kultur-Zentrums 
für Sinti und Roma wird vom Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit aufgegriffen und unterstützt . 
Es ist beabsichtigt ,mit den beteiligten Ressorts 
- Bundesminist er des Innern , Bundesminister der Finanzen, 
:Sund.esninister für 3ilduns und ':fissenschaft und Bundes­
~i~ister der Justiz - demnächst Gesnräche hierüber 

' -
aufzunehmen ,u:o di e Rahmenbedingunben festzulegen; t·Iit den 
Verbänden der Sinti und Roma sollen 9arallel dazu Gespräche 
geführt werden . Die Länder sollen UD Betei ligung gebeten 

werden . 

4. Forderung: 
Erleichterungen bei der Einbürgerung und Anerkennung der -· 
deutschec Staatsbürgerschaft 

4 . 1 Die Forderung auf Uberprüfung der Staatsangehörigkeits­
situation hat dazu geführt, daß in einer Konferenz beim 
Bundesminister des Innern die Staatsangehörigkeitsreferenten 
der Länder am 26 . /27.11 .1 980 entscheidende Erleichterungen 
bei der Anwendung der Einbürgerungsrichtlinien für Sinti 
und Roma beschlossen haben. Hiernach wird keine Voll­
integration mehr gefordert, viel mehr werden Übergangsformen 
zu seßhafter Lebensweise als ausreichend angesehen. Ferner 
sind Erleichterungen hinsichtlich der Abhängigkeit von 
Sozialhilfe und bei mangelnder Kenntnis der deutschen 
Sprache vorgesehen . 

4 . 2 Probleme bei der Einbürgerung und bei der Anerkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit von Sinti und Roma dürften 
aufgrund der Erleichterungen, die die neuen Einbürgerungs-
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richtlinien gebracht haben, auf Einzelfälle beschränkt 
bleiben . Der Bundesminister für Jugend, Fani lie und 
Gesundheit wird die Lage zusammen mit dem Bundesminister 

des I~r.ern i ~ Auge behalte n . 

5. Forderung : 
Aufhebung von diskriminierenden Bes t ir:unungen für Sinti 
und Roma auf Bundes- und Landesebene 

5. 1 Nach Auskunft des Bundesministeriums der Justiz gibt es 
i;;i Bereich des Bundes bei Gesetzen und Verordnungen keine 

~: ··.:. ' · ·- . .:- te'ht - ·.!~n::i sie d.io ges etz li~hen Vo::aussetzu::.['2n 
erflll en - die gleiche soziale Sicherhei~ und Gejundheits­
fürsori;e 1·1ie für die übrige Bevölkerung . 
Verfassungs1·1i drige Bestimmungen hat es aber in einigen 
B11ndesländern in den ersten Nachkriegsjahren gegeben . 
Bekanntestes Beispiel ist die erst 1970 aufgehobene 
Bayerische LandfahrerVO von 1953. Aber auch in Baden­
~·lürttemberg galt bis Dezember 1976 noch eine "Verfügung 
des Ministeriums des Innern betreffend cias Verbot des 
Zusammenreisens von Zigeunern in Horden" und eine 
"Verordnung über das Umherziehen von Zigeunern , Zigeuner­
::i.ischlingen und nach Zigeunerart wandernden Personen" . 

Das Bundesministerium des Innern hat 1980 bei den 
Länderinnenministerien · angefragt, ob es noch diskrininierende 
Besti=ungen gibt, und hat die Antwort erhalten, daß dies 
nicht oder nicht mehr der Fall sei . 

Allerdings wurden von dem Verband Deutscher Sinti erst 
kürzlich bei einem Gespräch mit dem zuständigen Abteilungs­
leiter des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge­
sundheit Formulare von Jugendämtern und Meldebehörden 
(aus Baden-Württemberg) übergeben, in denen u.a . nach 
"Zigeunernamen" und nach Angaben über "Zigeuner (Halb­

zigeuner)" gefragt wird . 

. .. 
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D_ie Gesellschaft für bedrohte Völker hat an den Bundes­
minister des Innern einen Ant rag gestellt , eine Unter­
suchung über Diskriminierungen von Sinti und Roma durch 
Behörden zu fördern . Dieser ist aber abgelehnt worden. 

5 . 2 Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
wird den Antrag der Gesellschaft für bedrohte Völker 
neu aufgreifen mit der Absicht, ein Forschungsvorhaben 
zu fördern, in dem die rechtliche und t atsächliche 
Diskriminierung von Sinti und Roma in der Nachkriegszeit bis 
zur Gegenwart untersucht werden soll . 
Das Ministerium greift alle bekannt werdenden Fäl le auf 
und bittet die obersten Landesbehörden um Abhilfe . 

6 . Forderung : 
Angemessene Behandlung der Verfolgung von Sinti und Ro~a 
im Unterricht an den Schul en 

6 . 1 Eine Untersuchung von Torsten Böhmer im Georg-Eckert­
Institut für internationale Schulbuchforschung hat er-

' geben , daß Völkermord und rassische Verfolgung an Sinti 
und Roma in den Geschichtsbüchern überwiegend nicht 
behandelt werden . 
Wegen der Einbeziehung von Informationen über die Ver­
nichtung der Roma in den Geschichtsunterricht will das 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft Kontakte 
mit der Kultusministerkonferenz aufnehmen. 

6 . 2 Die Forderungen von Sinti und Roma hinsi chtlich der 
Behandlung im Geschichtsunterricht sind berechtigt. 
Vorerst sind die Bemühungen des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft mit den Ländern abzuwarten. 
Es muß erreicht werden, daß das geschichtliche Schicksal 
dieser Gruppe angemessen im Geschichtsunterricht der 
Schulen behandelt wird. 

. . . 
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7. Forderu~g : 
Anerkennung als nationale Minderheit 

7 . 1 Der :aundesminister des Innern hat diese Frage mit folgende3 
Er gebnis geprüft: 
Mao kann Sinti und Roma als ethnische Minderhei t mit 
eigener Sprache, Kultur und Geschichte einordnen . 
Daraus f olgt jedoch keineswegs, daß ihnen - wie der 
dänischen Minderheit - ein besonderer Status als nationale 
Minderheit eingeräumt werden müßte oder auch nur sollt e . 

7 . 2 Die Anerkennung als nationale Minderhei t ist auf die 
Fille der Inkongruenz der Staatsgebiete oit den angestam.~ten 
ß'1 eo.· 11 1 n"S"""''o1.· .. ~e~ vers~ 'n; 0 de" er 110·· 1 • .. 0 .... ""esc' ..... ..... ~~ "'"'-J.. - ""'""" ·o O- --v •• - ..... ~ _.... -- -•"ao .... _ .J ct ... f,, ... . ~i-

Diese Voraussetzung fehlt bei Sinti und Rooa. 

8 . Forderung : 
Bessere Versorgung der Sinti und Rooa mit angemessenem 
;,lohn raum 

8 . 1 Es steht fest, daß ein großer Teil der Sinti und Roma 
wohnungsmäßig unterversorgt ist . 
Der Bundesminister für Raumordnung , Bauwesen und Städte­
bau hat aufgrund der Forderung nach einem i-lohnune;sbau-' 
projekt für bedürftige Sinti in einem Rundschreiben vom 
19. 09 . 1980 die Länder gebeten, wohnungslose Sintifar.iilien 
i m Rahmen der Wohnungsbauprograrame angemessen zu ber ück­
sichtigen und sie frühzeitig sowohl bei der Planung a l s 
auch bei der Ent scheidung über die zukünftige Wohnune; 
zu beteil igen . Gl eichzeitig wurden die Länder gebeten mit­
zuteilen, i n we l chen Orten bereits Wohnungen gefördert 
werden bzw. künft ig geför dert werden sollen . Von einem 
wei t eren Anstoß wurde bi sher abgesehen , weil zunächst die 
wi ssenschaft liche Analys e de~ vo~ 3undesninist er für 
RaUJ:Jordnung , Bauwesen und Städtebau geförderten r-lodell­
versuches Freiburg- Weingarten ( 1 , 5 1'1io Dr1) abgewartet 
wer den soll. In di esem Modell vorhaben ,·re?:'den Wohnungen in 
Form von Reihenh::iusern für die i n Schlichtwohnunsen in 



• • • 

- 10 -

diesem Stadtteil lebenden Sinti gebaut . 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
bat 1975 in der Sinti- Siedlung Köln- Roggendorf/Thenhofen 
das Modell "Einrichtung eines Betreuungs- und Begegnungs­
zentrums" mit 45 . 000 Dl"I gefördert . Das Zent rum umfaßt u.a . 
Kindergarten, Einrichtungen für schulvorbereitende 
und -begleit ende Hilfen und für Freizeitgestaltung: in 
einer von einem handwer kl ich ausgebi l deten Sozialarbei ter 
geleiteten Werkstatt werden u . a . Neigungen und Fäh;i.gkeiten 
j unger Sinti für manuelle Berufe getestet . 

9. Forderung : 
Verbesserung der allgemeinen sozialen Situation ent­
sprechend den "Empfehlungen des Europarat es für Zigeuner 
und andere Nomaden" aus dem Jahre 1969 . 

9 . 1 1974 sind in§ 72 Bundessozialhilfegesetz besondere Hilfen 
vorgesehen worden, um die Situation von Personen mi t 
besonderen sozialen Schwierigkeiten, vor allem auch für 
Sint i und Roma, zu verbessern . Diese Hilfen sollen alle 
Maßnahmen umfass en , die notwendig sind, um die besonderen 
sozialen Schwierigkeiten zu beseit i gen oder zu mildern , 
vor allem Beratung und persönliche Betreuung . 

Zur Klärung der Lage von Sinti und Roma s ind vom Bundes­
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit Untersuchungen 
veranlaßt und gefördert worden , u . a . "Hilfen für 
Zi geuner und Landfahrer'' (1980) und ''Soziale Situation 
der Sinti in der Bundesrepubl i k Deutschland" ( 1981 ) . 

9 . 2 Al s Hilfe zur Selbsthil fe ist für 1982 die Förderung einer 
Berat ungsstelle vorgesehen , die evtl . einem Verband der 
Sinti und Roma angegl iedert werden kann . 

Das Bundesministerium für Jugend, Famil ie und Gesundheit 
hat bei R. Rose und O. Birkenfelder ein Gutachten i n 
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Auftrag gegeben, daß Voraussetzungen , Bedingungen und 
Konzeption des Modellvorhabens untersuchen sol l. 

Das Bundesminist erium für Bildung und Wissenschaft 
beabsichtigt für März 1982 in einem Expertengespräch zu 
klären, ob im Zusammenwirken mit den Ländern ein Modell­
versuch zur schulischen Eingliederung von Sint i - und 
Romakindern eingeleitet werden kann . Zu diesem Gespräch 
sollen auch Vertreter der Sinti- und Roma- Verbände einge­

laden werden . 
Außerdem prüft das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft , ob ein !1odellversuch 2.ur Entwi::kl ung und 
Erprobung spezi fischer Förderungsmaßnahnen im Bereich 
der berufl ichen Bildung realisierbar ist . 

10. Forderung : 
Schaffung von mehr Wohnwagen- und Lagerplätzen 

10. 1 In der Bundesrepublik bestehen nur wenige ausreichend aus~ 
gestaltete Lager plätze für Sinti und Roma . 
Ein besonderes Problem ist die Zulassung von Sinti ' und 
Roma auf Campingplätzen . In der Vergangenheit haben 
häufig Schilder oder die Benutzerordnungen von Campingplätzen 
"Zigeuner und Landfahrer" von der Benutzun'g ausgeschlossen . 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat die kommunalen Spitzenverbände gebeten darauf hinzu­
wirken, daß kommunale Campingplätze Sinti und Roma nicht 
verschlossen bleiben . Der Deutsche Städtetag hat daraufhin 
in seinen Mitteilungen unter Hinweis auf dieses Rund­
schreiben die Auffassung vertreten, daß Beschränkungen der 
Zulassung von Sinti und Roma zu kommunalen Campingplätzen 
eine rassische Diskriminierung darstellen und grundgesetz­
widrig s i nd. Der Deutsche Fremdenverkehrsverband hat auf 
Intervention des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit i n seinem Musterentwurf einer Camping­
platzverordnung die Passage, die ein Zutrittverbot für 
Sinti und Roma enthielt, gestrichen . 
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~0. 2 Es sollte eine Karte von bestehenden Durchfahrerplätzen 
in der Bundesrepublik erstellt und der Bedarf für neue 
Durchfahrerplätze ermittelt werden . Eine solche Aufgabe 
könnte sinnvoller\'/eise deci angestrebten Kulturzentrun 
übertragen werden . Darüber hinaus könnte über das ange­
strebte Kul t urzent rum die Anlage von Lager- und Durch­
fahrerplät zen durch die Gemeinden gefördert wer den. 

Ein Durchfahr erplatz soll vom Bundesministerium f ür Jugend, 
Familie und Gesundheit ab 1 983 als Modellvorhaben ge­
fördert werden . 
Für ein solches Modell i st bereits Verbindung mit ver­
schiedenen Städten aufgenommen wor den, von denen auch 
einige i hr Interesse bekundet haben . 

11 . Forderung: 
Schaffung eines Organs, in dem neben Regi eru:r15svertretern 
auch Vertreter der Sinti und Roma beteiligt ·cind . 

11.1 Ein solches Organ besteht z.Zt . nicht . 

11.2 Die Bildung eines Beirates, der die Bundesregierung 
in Fragen der Sinti und Roma berät, ist beabs:i.cbtie;t . 
Ihm sollen Vertreter von Sinti und Roma angehören . 

Die Vertreter des Verbandes Deutscher Sinti e . V. und 
der Sinti- Union e . V. haben anläßlich ein es Gesprächs 
mit Staatssekretär Fülgraff am 27 . 11 . 1981 i m Bundes­
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit diese Ab­
sicht begr üßt und ihre Mitarbeit zugesagt . 

II . 
Sind ggfs. weitere Forderungen zu erwart en und wie sol lte 
sich die Bundesregierung dazu stellen? 

Die Sinti- und Roma-Vertreter werden mit großer Wahr­
scheinlichkeit auf die Handhabung der NS- Unterlagen über 
Zigeuner aufmerksam machen . 



• • • 

- 13 -

Hier sind drei Komplexe zu unterscheiden : 
(1) Die Unterlagen der ehemaligen Rassenhygienischen und 

Erbbiologischen Forschungsstelle (Rassenhygiene-Insti tut) 
von Prof . Ritter . 
Unter Verantwortung dieser "Forschungsstelle" sind zwischen 
1936 und 1942 etwa 30 . 000 Sinti durch Mißbrauch von 
Polizeigewalt, Erpressung und Körperverletzung vermessen, 
ausgefragt und "klassifi ziert" worden . Damit wurde die 
Ausgangsbasis ·für die folgende I1assenvernichtung geschaffen. 

Diese Akten waren nach dem Krieg in Mainz und später in 
Tübingen gelagert. Auf Druck der Sinti- und Ro.üa-Ver­
bände wurden sie im September 1981 in das Bundo::sarchiv 
nach Koblenz verlagert . 
Bis 1981 konnte eine Mitarbeiterin des ~TS- Rass.-.:,nhy_giene­
Instituts, Frau Prof . Erhard, diese UnterlagEm zu 
Forschungszwecken benutzen . Eine Zeitlang erhi.elt sie 
sogar ein Stipendium der Deutschen Foi·schungsg"c:.ieinschaft . 

(2) Die kriminalpolizeilichen Unterlagen des Reichssicherheits-­
hauptamtes . 

Diese Unterlagen sind bis jetzt noch nicht wieder aufge­
taucht . Sie sollen zum Teil zu den Unterlagen der Bayer­
ischen Landf ahrerzentrale gelangt sein. Diese Unterl agen 
sollen nach Auskunft der Bayeri schen Staatsregier ung 1970 
vernichtet worden sein . Protokolle hierüber gibt es nicht . 
Die Angaben werden von den Sinti-Verbänden bezweifelt. 

(3) Die von Prof. Arnol d gesammelten Unterlagen . 

1981 übergab er private Unterlagen dem Bundesarchiv . Von 
den Verbänden wird der Verdacht geäußert, daß Prof. Arnold 
im Besitz weiterer noch nicht bekannter NS-Unterlagen war 
oder ist. 
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Es sollte der Versuch unternommen werden, das Schicksa]. 
der verschollenen NS- Unterlagen über Sinti und Roma aufzu­
klären . Das Material im Bundesarchiv sollte - unter Be­
teiligung von Sinti-Vertretern - gesichert werden. Die 
abwegige und verhängnisvolle Forschungstätigkeit, die sich 
dort niedergeschlagen hat, und die darauf aufbauenden 
Vernichtungsaktionen müssen untersucht und dargestellt 
werden . Im übrigen muß verhindert werden, daß NS-bel astete 
Rasseforscher und ihnen nahestehende Wissenschaftler Zu­
gang zu den Unterlagen haben . Der Bundesminister des Innern 
wird die jetzt im Bundesarchiv gelagerten Unterlagen darauf­
hin prüfen lassen, ob sie für Wiedergutmachungsverfahren 
geeignet sind . 
Im Schreiben vom 12.11.1981 hat der Vorsitzende des V,erbandes 
Deutscher Sinti e . V. , Romani Rose, darauf aufmerksan g emacht, 
daß bei Po lizeibehörden offensichtlich i mmer nQch nach 
"Zigeunernamen (ZN)" gefragt wird und entsprechende Dateien 
angelegt werden . 
Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
in dieser Angel egenheit an den Dat enschutzbeauftragen ?e­
schrieben und um Stellungnahme gebeten . Danach soll das 
Bundesoinisterium des Innern gebeten werden, an· -d.i.~ Innen­
minister der Länder heranzutreten , um darauf hio.1-,lwi.rken, daß ... 
eine sol che diskriminierende f-laßnahme unterbleibt . 

III. 
Wie ist bei dem Gespräch beim Bundeskanzler eine hinreichende 
Repräsentation aller in Betracht kommenden Sinti- und Roma­
Grunnen in der Bundesrenublik Deutschland sicherzustellen? 

Der Verband Deutscher Sinti e . V. , Bergheimerstr . 26, 6900 Heidel ­
berg , ist der größte Verband von Sinti . Er umfaßt 5 Landes­
verbände . Er hat auch die größte öffentliche Resonanz . 
Der zweite Verband, der auf Bundesebene präsent ist, ist die 
Cinti- Union e . V. , Freiburg , Postfach . 




